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In Deutschland nimmt die staatliche Zwangsbeglückung zu. Immer mehr Menschen wünschen sich mehr Staat und weniger persönliche Freiheit. Das zeigten zumindest die letzten Landtagswahlen in Niedersachsen und Hessen mit einer deutlichen Stimmenzunahme für die linken Parteien (Grüne, SPD, Die Linke).

Die Menschen in unserem Land haben den Mut verloren, ihr Leben wieder selbst in die Hand zu nehmen und ihre Chancen zu nutzen. Zunehmend tritt wieder die Hoffnung hervor, dass der Staat die persönliche Situation viel besser zu regeln vermag als der Einzelne selbst. Anstatt die Anstrengungen auf die persönliche Verwirklichung auszurichten, werden die Menschen dazu verleitet, ihre Energien im Wettstreit um die meisten staatlichen Hilfsmaßnahmen und Subventionen zu vergeuden. Das Wissen wer wo mit welchem Formular welche staatliche Unterstützung erhält, wird zum Inbegriff des Daseins.

Der Staat kann jedoch nur das Geld ausgeben, welches er vorher über Steuern den Bürgern abgenommen hat. Der Wunsch nach mehr staatlicher Fürsorge geht damit zwangsläufig einher mit einer weiter steigenden Abgabenlast. Von ihrem eigenen erwirtschafteten Einkommen bleibt den Menschen immer weniger übrig. Es bleibt immer weniger Geld, über das sie selbst bestimmen können. Arbeit und Leistung zu erbringen ist dadurch weder im Niedriglohnsektor attraktiv noch bei höher bezahlten Beschäftigungsverhältnissen. Im Niedriglohnbereich lohnt sich die Annahme von Jobs nicht, weil die staatliche Leistung höher oder gleichviel wäre. Im höher bezahlten Bereich wird es dagegen schwieriger Menschen zu finden, die die Verantwortung und mögliche Konsequenzen ihrer Tätigkeiten übernehmen wollen. Wer möchte wohl als Arzt für das Leben Anderer Verantwortung tragen, wenn er dafür kaum seine Existenz sichern kann?

Gewerkschaften und Linke fordern steigende Bruttoeinkommen. Wer jedoch vom Bruttogehalt durch staatliche Steuern und Abgaben immer weniger Nettoeinkommen ausbezahlt bekommt, der merkt schnell welche falsche Zielstellung damit verfolgt wird. Nicht der Staat verhilft zu mehr Einkommen, sondern er ist erst die Ursache des geringen Einkommens.

Wer immer mehr staatliche Eingriffe fordert und damit unterstellt, dass das Leben der Menschen damit einfacher wird, der verkennt die zugehörige Umverteilungsmaschinerie. Es gleicht einem Glücksspiel, wenn die Bürger erst unzählige Formulare bei unzähligen Institutionen ausfüllen müssen, um ihre zu viel bezahlten Steuern oder ihre Unterstützungsleistungen einzufordern. Das entwürdigende Gefühl der Abhängigkeit verstärkt das zusätzlich.

Wer von Amt zu Amt geschickt wird, der wird sich vorstellen können, dass der Staat keinesfalls Geld besser oder gar gerechter verteilen kann. Wir brauchen in Deutschland ein deutliches Bekenntnis, dass die Bürgerinnen und Bürger ihr Leben mit möglichst wenig staatlichen Bevormundungen regeln können. Anstatt mit der Angst der Menschen zu spielen, muss die Politik ihnen Mut machen. Es ist nicht schwieriger seine soziale Sicherung für Krankheit oder Alter selbst zu gestalten. Deutschland braucht keine weiteren staatlichen Fonds und Geldtöpfe, aus denen die Menschen im Krankheitsfall oder im Alter keine Leistungen erhalten. Die Politik muss damit aufhören, die Bürgerinnen und Bürger für unmündig und dumm zu halten, um damit die staatlichen Eingriffe in das Private zu rechtfertigen. Jeder Einzelne braucht nur soviel staatliche Hilfe, um damit seine eigenen Chancen wahrnehmen zu können.
